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Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie VwGH E 1998/12/21 98/18/0258 4 

Stammrechtssatz 

Die Erlassung eines Aufenthaltsverbotes gegen einen Fremden, der bereits ununterbrochen mindestens acht Jahre 
rechtmäßig im Bundesgebiet niedergelassen ist, ist an die beiden Voraussetzungen geknüpft, dass der Fremde 
gerichtlich verurteilt worden ist und sein weiterer Aufenthalt die öffentliche Ruhe, Ordnung und Sicherheit 
gefährden würde. Aus der engen Verknüpfung dieser beiden Voraussetzungen ergibt sich, dass unter der in § 35 
Abs 2 FrG 1997 genannten Gefährdung der öffentlichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit nur jene zu verstehen ist, 
die von den gerichtlich strafbaren Handlungen des Fremden ausgeht. Um die Erlassung eines 
Aufenthaltsverbotes gegen einen Fremden, der die in § 35 Abs 2 FrG 1997 genannte achtjährige Frist erfüllt, zu 
rechtfertigen, ist somit erforderlich, dass die vom gerichtlich strafbaren Verhalten des Fremden ausgehende 
Gefährdung allein geeignet ist, ein Aufenthaltsverbot zu tragen. Für die Frage der Dauer dieser Maßnahme kann 
jedoch auch in solchen Fällen die vom gesamten Fehlverhalten des Fremden ausgehende 
Rechtsgutbeeinträchtigung herangezogen werden. 


